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Entwurf einer Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen für 
verschiedene Maßnahmen auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen Tierzucht 

und die Erhaltung gefährdeter Nutztierrassen in Schleswig-Holstein 
 

Bekanntmachung des Ministeriums für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa und 
Verbraucherschutz 

vom   

 

1 Rechtsgrundlagen und Begriffsbestimmungen 
 

1.1 Die vorgesehenen Beihilfen auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen Tierzucht und die 
Erhaltung gefährdeter Nutztierrassen sind gemäß Artikel 21, 22, 24, 27 und 30 der 
Verordnung (EU) 2022/2472 der Kommission, ABlEU L 327/1 vom 21. Dezember 2022 
- Agrarfreistellungsverordnung - (in der jeweils geltenden Fassung oder einer 
Nachfolgeregelung) mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in Kapitel 1 der 
Agrarfreistellungsverordnung festgelegten Voraussetzungen ebenfalls erfüllt sind. 
 

1.2 Die Zuwendungen werden unter Berücksichtigung folgender Rechtsvorschriften 
gewährt: 
- Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein (LHO) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 29. Juni 1992 einschließlich der hierzu ergangenen 
Verwaltungsvorschriften (VV), 

- Tierzuchtgesetz vom 18. Januar 2019 (BGBl. I S. 18), das durch Artikel 102 des 
Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, 

- GAK-Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 1988 (BGBl. I S. 
1055), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Oktober 2016 (BGBl. I S. 
2231) geändert worden ist,  

- GAK-Rahmenplan, Förderbereich 4: Markt- und standortangepasste 
Landbewirtschaftung, Maßnahmengruppe G: Erhaltung der Vielfalt der 
genetischen Ressourcen in der Landwirtschaft, 

- die Rahmenregelung der Europäischen Union für staatliche Beihilfen im Agrar- und 
Forstsektor und in ländlichen Gebieten, Amtsblatt EU Nr. C 485 vom 21. Dezember 
2022, S. 1ff (Rahmenregelung). 
 

1.3 Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EU) 2022/2472 bezeichnen die Ausdrücke: 
- „bezuschusste Dienstleistungen“ eine Form der Beihilfe, die dem Endbegünstigten 

mittelbar in Form von Sachleistungen gewährt und an den Anbieter der 
betreffenden Dienstleistung oder Tätigkeit gezahlt wird; 
 

1.4 Gemäß Artikel 30 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/2472 bezeichnen die Ausdrücke:  
- „In-situ-Erhaltung“ die Erhaltung von genetischem Material in Ökosystemen und 

natürlichen Lebensräumen sowie die Bewahrung und Wiederherstellung 
lebensfähiger Populationen von domestizierten Tierarten in der landwirtschaftlich 
genutzten Umgebung, in der sie ihre besonderen Eigenschaften entwickelt haben; 

- „On-farm-Erhaltung“ die In-situ-Erhaltung und -Entwicklung in 
landwirtschaftlichen Betrieben; 



- „Ex-situ-Erhaltung “ die Erhaltung von genetischem Material für die Landwirtschaft 
außerhalb des natürlichen Lebensraums; 

- „Ex-situ-Sammlung“ eine Sammlung von genetischem Material für die 
Landwirtschaft, die außerhalb des natürlichen Lebensraums aufbewahrt wird. 

 
2 Förderziele und Zuwendungszweck 
 

2.1 Maßnahmen auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen Tierzucht 
Gemäß § 3 Absatz 3 Tierzuchtgesetz ist die Zucht der Tierarten Pferd/Esel, Rind, 
Schwein, Schaf und Ziege auch durch Bereitstellung öffentlicher Mittel so zu fördern, 
dass 
a) die Leistungsfähigkeit der Tiere unter Berücksichtigung der Tiergesundheit 

erhalten und verbessert wird, 
b) die Wirtschaftlichkeit, insbesondere die Wettbewerbsfähigkeit, der tierischen 

Erzeugung verbessert wird, 
c) die von den Tieren gewonnenen Erzeugnisse den an sie gestellten qualitativen 

Anforderungen entsprechen und 
d) eine genetische Vielfalt erhalten wird. 
Analog zu den Zielsetzungen des Tierzuchtgesetzes gilt dies auch für die Zucht mit 
Bienen, Kaninchen und Rassegeflügel. In diesem Zusammenhang können Fördermittel 
für die ehrenamtliche Arbeit der Zuchtverbände, für das Anlegen und Führen von 
Zuchtbüchern, für die Durchführung von Leistungsprüfungen und 
Zuchtwertschätzungen, für die Durchführung von Tierschauen oder für die Vergabe 
von Ehrenpreisen bereitgestellt werden. 

 
2.2 Erhaltung gefährdeter Nutztierrassen 

Ziel der Maßnahmen ist die langfristige Erhaltung der Agrobiodiversität sowie die 
nachhaltige Nutzung dieser genetischen Ressourcen. Die Förderung ist Bestandteil der 
 Agrobiodiversitätsstrategie des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft 
und des Landes Schleswig-Holstein, die u.a. auf den Nationalen Fachprogrammen zu 
den tiergenetischen Ressourcen aufbaut. 
Zweck der Förderung ist der Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile aufgrund besonderer 
Bewirtschaftungsanforderungen oder geringerer Leistungen, die bei der Zucht und 
Haltung gefährdeter Nutztierrassen unter den geltenden wirtschaftlichen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen entstehen. 

 
3 Gegenstand der Förderung 
 

3.1 Nach Maßgabe dieser Richtlinien können daher für folgende Maßnahmen auf dem 
Gebiet der landwirtschaftlichen Tierzucht Beihilfen in Form von Zuschüssen gewährt 
werden: 
- Aus- und Fortbildung ehrenamtlicher Richter sowie Fortbildung der Mitglieder in 

der Zuchtarbeit nach Artikel 21 Absatz 2 und Absatz 3 Buchstabe a und b der 
Agrarfreistellungsverordnung 

- Beratungsdienste zur Unterstützung der Mitglieder in der Zuchtarbeit nach Artikel 
22 Absatz 4 der Agrarfreistellungsverordnung 

- Durchführung von Zuchttierschauen nach Artikel 24 Absatz 4 der 
Agrarfreistellungsverordnung 

- Zuchtbuchführung inkl. Abstammungs- und Identitätssicherung sowie die 
Erstellung von EDV-Lösungen für die Datenerfassung und -aufbereitung nach 
Artikel 27 Absatz 2 Buchstabe a der Agrarfreistellungsverordnung  

- Durchführung und Entwicklung von Leistungsprüfungen und 
Zuchtwertschätzungen inkl. Erstellung von EDV-Lösungen für die Datenerfassung 



und -aufbereitung nach Artikel 27 Absatz 2 Buchstabe b der 
Agrarfreistellungsverordnung 
 

3.2 Nach Maßgabe dieser Richtlinien können für folgende Maßnahmen zur Erhaltung 
gefährdeter Nutztierrassen Beihilfen in Form von Zuschüssen gewährt werden: 
- Zucht von Nutztieren gefährdeter lokaler Rassen nach Artikel 30 Absatz 3 

Buchstabe a 
- Die förderfähigen Nutztierrassen werden in einem allgemein zugänglichen 

zentralen Verzeichnis (https://genres.de/fileadmin/SITE_MASTER/content/Publik
ationen/TGR_buch_roteliste_2021_web.pdf) bei der Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung (BLE) geführt.  

- Die Länder können mit regional-/gebietsspezifischen Listen die förderfähigen 
Nutztierrassen eingrenzen.  

- Die Auswahl von förderfähigen gefährdeten lokalen Nutztierrassen erfolgt durch 
das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa und 
Verbraucherschutz auf Basis von Empfehlungen des Fachbeirates für 
tiergenetische Ressourcen nach den Grundsätzen des Nationalen Fachprogramms 
zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung tiergenetischer Ressourcen. 

  
4 Zuwendungsempfänger 
 

4.1 Antragsberechtigt und Zuwendungsempfänger bei Maßnahmen auf dem Gebiet der 
landwirtschaftlichen Tierzucht sind: 
- die in Schleswig-Holstein nach dem Tierzuchtgesetz anerkannten 

Züchtervereinigungen,  
- die Landeskommission für Pferdeleistungsprüfungen, 
- der Landeskontrollverband Schleswig-Holstein e.V.,   
- der Landesverband Schleswig-Holsteinischer und Hamburger Imker e.V., 
- der Landesverband Schleswig-Holsteinischer Rassekaninchenzüchter e.V., 
- der Landesverband Schleswig-Holsteinischer Rassegeflügelzüchter e.V.,  
- die Arbeitsgemeinschaft Schleswig-Holsteinischer Tierzüchter e.V.,  
- sonstige mit der Durchführung von Aufgaben nach den tierzuchtrechtlichen 

Vorschriften beauftragte Stellen (z.B. Fördervereine). 
 
 Die Begünstigten der Beihilfen sind über eine Mitgliedschaft oder einen Vertrag mit 

den oben genannten Zuwendungsempfängern verbunden. Die Beihilfen werden in 
Form von Sachleistungen gewährt und umfassen keine Direktzahlungen an die 
Begünstigten.  

 
4.2 Beihilferechtlich Begünstigte bei der Erhaltung gefährdeter Nutztierrassen sind 

Unternehmen der Landwirtschaft, im Sinne von § 1 des Gesetzes über die 
Alterssicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890, 1891), das zuletzt 
durch Artikel 20c des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBl. IS. 4906) geändert 
worden ist, deren Zusammenschlüsse sowie andere Tierhalter/innen, die die unter 
Nummer 6.2.1 genannten Rassen halten, unbeschadet der gewählten Rechtsform, 
soweit sie Landbewirtschafter/innen sind. 

 
4.3 Bei den Begünstigten der Beihilfen handelt es sich um landwirtschaftliche 

Unternehmen, soweit in dieser Richtlinie nichts Anderes festgelegt ist. Die 
landwirtschaftlichen Unternehmen sind unbeschadet der gewählten Rechtsform im 
Sinne des Anhangs I der Agrarfreistellungsverordnung Kleinstunternehmen, kleine 
oder mittlere Unternehmen. Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen 



Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Übersteigt das 
Antragsvolumen bei einer Fördermaßnahme die verfügbaren Haushaltsmittel, erfolgt 
eine anteilige Kürzung der Zuwendungen für alle Antragssteller/innen. 

 
Nicht gefördert nach 4.1 und 4.2 werden 
- juristische Personen des öffentlichen Rechts und des Privatrechts sowie 

Personengesellschaften, bei denen die Beteiligung der öffentlichen Hand mehr als 
25 v.H. beträgt, 

- Unternehmen, bei denen es sich um Unternehmen in Schwierigkeiten nach 
Randnummer 33 Nummer 63 der Rahmenregelung handelt, 

- Unternehmen, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist. Dasselbe gilt für eine(n) Antragssteller/in und, sofern der/die 
Antragsteller/in eine juristische Person ist, für den/die Inhaber/in der juristischen 
Person, der/die eine eidesstattliche Versicherung nach § 807 der 
Zivilprozessordnung oder § 204 der Abgabenordnung abgegeben hat oder zu 
deren Abgabe verpflichtet ist,  

- Unternehmen, die einer Rückforderung auf Grund einer 
Rückforderungsanordnung auf Grund einer früheren Kommissionsentscheidung 
zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem 
Binnenmarkt nicht Folge geleistet haben. 

 
5 Zuwendungsvoraussetzungen 
 

5.1 Eine Maßnahme ist förderfähig, wenn sie ohne die beantragte Beihilfe zu diesem 
Zeitpunkt oder in dem geplanten Umfang nicht erfolgen würde (Anreizeffekt).  

 
5.2 Eine Beihilfe gilt als Beihilfe mit Anreizeffekt, wenn der Zuwendungsempfänger vor 

Beginn der Arbeiten für das Vorhaben einen schriftlichen Antrag entsprechend 8.1 
gestellt hat. Förderungsmöglichkeiten von dritter Seite sind vorrangig auszuschöpfen. 

 
5.3 Voraussetzung für die Gewährung einer Zuwendung für eine Maßnahme nach 6.2.1 ist, 

dass der/die Zuwendungsempfänger/in den Betrieb selbst bewirtschaftet und die 
Tierhaltung in Schleswig-Holstein (Registriernummer gemäß § 26 ViehVerkV ist 
vorhanden) erfolgt und er/sie sich verpflichtet, ab dem 1. Januar 2023 für die Dauer 
von längstens fünf Jahren (Verpflichtungszeitraum), die unter Nummer 6.2.1 
genannten Rassen gemäß den Vorgaben der Fachgremien des Fachprogramms zu 
halten und  
- im Durchschnitt des Verpflichtungszeitraumes mindestens die aufgrund des 

Erstantrags bewilligte Anzahl Nutztiere zu halten, 
- diese Tiere in ein Zuchtbuch eintragen zu lassen, das von einer tierzuchtrechtlich 

anerkannten Zuchtorganisation geführt werden muss, die dafür ihren räumlichen 
Tätigkeitsbereich in Schleswig-Holstein hat, 

- mit diesen Tieren an einem Erhaltungszuchtprogramm einer Züchtervereinigung 
teilzunehmen, sodass die Tiere in Reinzucht angepaart oder Nachkommen 
geboren werden, die im entsprechenden Zuchtbuch eintragungsfähig sind, 

- der Einrichtung, die das betreffende und genehmigte Erhaltungszuchtprogramm 
durchführt, alle vorhandenen genetisch relevanten Daten bereitzustellen und 

- sich auf Anfrage bereit zu erklären, an Programmen zur Gewinnung von Material 
für den Aufbau der Mindestreserve der „Deutschen Genbank für 
landwirtschaftliche Nutztiere“ teilzunehmen. 

 
5.4 Voraussetzung für die Gewährung einer Zuwendung für eine Maßnahme nach 6.2.2 ist, 

dass das Zuchtmaterial (Samen, Eizellen oder Embryonen) von Zuchttieren nach 



Nummer 6.2.1 oder 6.2.2 stammt und das Spendertier in einem Zuchtbuch seiner 
Rasse eingetragen ist oder eingetragen werden kann. 

 
5.5 Voraussetzung für die Gewährung einer Zuwendung für eine Maßnahme nach 6.2.3 ist 

der Eintritt in das Zuchtbuch des Landesverbandes Schleswig-Holsteinischer 
Rassegeflügelzüchter e.V. und die Verpflichtung zur Abgabe der Legelisten für 
mindestens fünf Jahre. 

 
6 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
 
 6.1 Maßnahmen auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen Tierzucht 

6.1.1 Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege einer Anteilsfinanzierung 
gewährt. Sie wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt. 

6.1.2 Förderfähig sind die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Maßnahme 
stehenden nachweisbaren und zuwendungsfähigen Personal- und 
Sachausgaben. Hierbei ist ein strenger Maßstab für eine sparsame, 
wirtschaftliche und zweckmäßige Erlangung des Zuwendungszweckes 
anzulegen. Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen 
sind als Deckungsmittel einzusetzen. 

6.1.3 Die Höhe der Förderung im Einzelfall richtet sich nach dem öffentlichen 
Interesse an der Maßnahme und der finanziellen Situation der Antragstellerin 
bzw. des Antragstellers. Sie beträgt grundsätzlich bis zu 50 % der förderfähigen 
Kosten. 

6.1.4 Abweichend von den Regelungen unter 6.1.3 gilt Folgendes: 
- für die Aus- und Fortbildung ehrenamtlicher Richter sowie Fortbildung der 

Mitglieder in der Zuchtarbeit beträgt die maximale Beihilfeintensität 
100 % der förderfähigen Kosten 

- der Beihilfebetrag für Beratungsdienste zur Unterstützung der 
begünstigten Betriebe in der Zuchtarbeit ist auf 1.500 Euro je Beratung 
begrenzt 

- für die Durchführung von Zuchttierschauen beträgt die maximale 
Beihilfeintensität 100 % der förderfähigen Kosten 

- für die Zuchtbuchführung inkl. Abstammungs- und Identitätssicherung 
sowie die Erstellung von EDV-Lösungen für die Datenerfassung und -
aufbereitung kann die Förderung bis zu 100 % der Verwaltungskosten 
betragen 

- für die Durchführung und Entwicklung von Leistungsprüfungen und 
Zuchtwert-schätzungen inkl. Erstellung von EDV-Lösungen für die 
Datenerfassung und -aufbereitung kann die Förderung bis zu 70 % der 
förderfähigen Kosten betragen 

 
6.2 Maßnahmen zur Erhaltung gefährdeter Nutztierrassen 

Beihilfen für die Erhaltung tiergenetischer Ressourcen werden entsprechend 
Randnummer 219 der Rahmenregelung gewährt. 
6.2.1 On-farm-Erhaltung 

Zucht und Haltung seltener oder gefährdeter heimischer Nutztierrassen im 
Rahmen von Erhaltungszuchtprogrammen nach den Bestimmungen des 
Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ 
 
Folgende Nutztierrassen sind förderfähig: 
- das Schleswiger Kaltblut, wenn es im Zuchtbuch des Pferdestammbuchs 

Schleswig-Holstein/Hamburg e.V., Kiel, eingetragen ist, 



- das Lehmkuhlener Pony, wenn es im Zuchtbuch des Zuchtverbandes für 
deutsche Pferde e.V., Verden/Aller, eingetragen ist, 

- das Rotvieh Rind alter Angler Zuchtrichtung, wenn es im Zuchtbuch der 
Rinderzucht Schleswig-Holstein e.G., Neumünster, eingetragen ist,  

- das Deutsche Shorthorn, wenn es im Zuchtbuch der Rinderzucht 
Schleswig-Holstein e.G., Neumünster oder im Zuchtbuch des 
Fleischrinder-Zuchtverbandes Schleswig-Holstein und Hamburg e.V., Kiel, 
eingetragen ist,  

- das Angler Sattelschwein, das Deutsche Sattelschwein und das Rotbunte 
Husumer Schwein, wenn es im Zuchtbuch des 
Hybridschweinezuchtverbandes Nord-Ost e.V., Malchin, eingetragen ist, 

- das Bunte Bentheimer Schwein, wenn es im Zuchtbuch der 
Züchtervereinigung Nordschwein e.V., Osterholz-Scharmbeck, 
eingetragen ist, 

- das Bentheimer Landschaf, die Graue gehörnte Heidschnucke, das 
Leineschaf, das Ostfriesische Milchschaf, das Rauwollige Pommersche 
Landschaf, die Skudde, die Weiße gehörnte Heidschnucke, die Weiße 
hornlose Heidschnucke und das Weißköpfige Fleischschaf, wenn sie im 
Zuchtbuch des Landesverbandes Schleswig-Holsteinischer Schaf- und 
Ziegenzüchter e.V., Kiel, eingetragen sind, 

- die Weiße Deutsche Edelziege und die Bunte Deutsche Edelziege, wenn sie 
im Zuchtbuch des Landesverbandes Schleswig-Holsteinischer Schaf- und 
Ziegenzüchter e.V., Kiel, eingetragen sind. 
 

Förderfähige Zuchttiere müssen folgende Kriterien erfüllen: 
- die Zuchttiere müssen in der höchsten Abteilung (Hauptabteilung) des 

Zuchtbuches eingetragen sein, 
- männliche Zuchttiere müssen gekört oder verbandsanerkannt sein,  
- für weibliche Zuchttiere muss eine erste Zuchtbenutzung (Geburt eines 

eintragungsfähigen Nachkommens) nachgewiesen werden, die bei 
Antragsstellung (Stichtag 1. Oktober) nicht länger als drei Jahre 
zurückliegen darf. 

 
Die Höhe der Zuwendung wird von den Ländern auf Grundlage der 
durchschnittlich zu erwartenden Einkommenseinbußen oder zusätzlichen 
Kosten im Vergleich zu herkömmlich verwendeten Nutztierrassen sowie 
etwaiger Bewirtschaftungsauflagen festgelegt. Für die Zucht und Haltung von 
Zuchttieren der oben genannten Rassen beträgt die Zuwendung jährlich bis zu 
200 Euro je Großvieheinheit. Darüber hinaus können zusätzlich bis zu 200 Euro 
je Großvieheinheit für die Bereitstellung von Vatertieren für andere Züchter 
gewährt werden. Der Förderbetrag berechnet sich auf der Grundlage der 
bewilligungsfähigen Großvieheinheiten bzw. den nachgewiesenen 
beihilfefähigen Kosten und hängt von den verfügbaren Haushaltsmitteln ab. 
 
Die Sätze für die Umrechnung der diversen Tierkategorien in 
Großvieheinheiten sind in Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 808/2014 der 
Kommission festgelegt und betragen ab der ersten Zuchtbenutzung für 
- Pferde: Stuten und Hengste  1,0, 
- Rinder: Kühe und Bullen   1,0, 
- Schweine: Sauen und Eber   0,5, 
- Schafe: Böcke und Auen  0,15, 
- Ziegen: Böcke und Zibben  0,15  Großvieheinheiten. 
 



Die Zuwendung wird jährlich als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den 
Aufwendungen in Form einer Festbetragsfinanzierung zur Projektförderung 
gewährt. 
 

6.2.2 Ex-situ-Erhaltung 
Bereitstellung von genetischem Material zur ex-situ-Erhaltung des Kulturerbes 
der einheimischen Rassen und langfristigen Lagerung in der Genbank für 
landwirtschaftliche Nutztiere in Mariensee entsprechend Randnummer 219 
Buchstabe a) der Rahmenregelung 
 
Die vorstehend genannte Maßnahme kann neben bei den unter 6.2.1 
genannten Rassen auch bei den folgenden Rassen gefördert werden: 
- Rotbunt Doppelnutzung 
- Deutsches Schwarzbuntes Niederungsrind 
- Angler Rind 
- Marderkaninchen 
 
Sofern keine Förderung im Rahmen einer Festbetragsfinanzierung auf 
Grundlage standardisierter Einheitskosten erfolgen kann, werden die 
Zuwendungen als Anteilfinanzierung mit einem Fördersatz in Höhe von bis zu 
100 Prozent der beihilfefähigen Kosten gewährt. Der Zuschuss kann maximal 
bis zu 25.000 Euro betragen. Zu den zuwendungsfähigen Ausgaben zählen die 
direkten Aufwendungen für die Gewinnung des Zuchtmaterials. Darunter 
fallen insbesondere Personalkosten, Untersuchungskosten, Futter- und 
Unterbringungskosten, die Kosten für die Ausstellung einer 
Tierzuchtbescheinigung für das Zuchtmaterial sowie Porto-, Versand- und 
Transportkosten. 
 

6.2.3 In-situ-Erhaltung 
Aufbau von Zuchten zur in-situ-Erhaltung von gefährdeten einheimischen 
Geflügelrassen entsprechend Randnummer 156 Buchstabe b) der 
Rahmenregelung 
 
Die vorstehend genannte Maßnahme kann bei den folgenden Geflügelrassen 
auf Grundlage der Liste alter einheimischer Geflügelrassen vom 16. August 
2017 (https://www.bdrg.de/media/docs/Liste_Geflu__gel_2017_Langform_fi
nal.pdf), die vom Arbeitskreis Kleintiere im Fachbeirat Tiergenetische 
Ressourcen bei der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) 
erstellt wurde, mit den dort angegebenen Farbschlägen gefördert werden. 
 
Für Schleswig-Holstein wurden folgende Rassen mit nordwestdeutschem 
Ursprung ausgewählt: 
a) Hühner 

- Brakel 
- Deutsche Langschan 
- Deutsches Reichshuhn 
- Deutsche Sperber 
- Hamburger Huhn 
- Krüper 
- Lakenfelder 
- Ostfriesische Möwe 
- Ramelsloher 
- Westfälische Totleger 



- Zwerg Langschan 
b) Enten 

- Landente 
c) Gänse 

- Lippegans 
- Emdener Gans 
- Deutsche Legegans 

 
Die Höhe der Zuwendung beträgt bis zu 500 Euro je neuer Zucht einer Rasse. 
Eine Zucht besteht bei Hühnern aus mindestens einem Hahn und drei Hennen, 
bei Enten aus mindestens einem Erpel und zwei Enten und bei Gänsen aus 
mindestens einem Ganter und einer Gans. 
 

6.3 Zur Erleichterung des Verwaltungsverfahrens können die Fördermittel der 
Maßnahmen nach 6.2.2 und 6.2.3 auch durch die zuständige Zuchtorganisation 
beantragt werden, bei dem die Beihilfeempfängerin/der Beihilfeempfänger Mitglied 
oder vertraglich gebunden ist: 

 
Antragsberechtigt für Maßnahmen nach 6.2.2 sind: 

- nach dem Tierzuchtgesetz anerkannte Züchtervereinigungen oder deren 
Mitglieder, die in Schleswig-Holstein Zuchtprogramme für die unter den 
Nummern 6.2.1 und 6.2.2 genannten Rassen durchführen, 

- der Landesverband Schleswig-Holsteinischer und Hamburger Imker e.V., 
- der Landesverband Schleswig-Holsteinischer Rassekaninchenzüchter e.V., 
- der Landesverband Schleswig-Holsteinischer Rassegeflügelzüchter e.V.,  
- sonstige mit der Durchführung von Aufgaben nach den tierzuchtrechtlichen 

Vorschriften beauftragte Stellen (z.B. Fördervereine). 
 

Antragsberechtigt für Maßnahmen nach 6.2.3 ist: 
- der Landesverband Schleswig-Holsteinischer Rassegeflügelzüchter e.V. 

 
Die für das Verwaltungsverfahren zuständige Zuchtorganisation stellt sicher, dass ihr 
die gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/2472 zu erfassenden Angaben 
für jede Beihilfeempfängerin/jeden Beihilfeempfänger vorliegen. 

 
6.4 Förderbeträge unter 200,00 Euro je Antragssteller/in werden nicht ausgezahlt. Die 

Mehrwertsteuer ist nicht beihilfefähig, es sei denn, sie wird nach nationalem 
Mehrwertsteuerrecht nicht erstattet. 

 
6.5 Die vorstehend beschriebenen Maßnahmen können mit Mitteln anderer öffentlicher 

Förderprogramme kumuliert werden, wenn sie andere beihilfefähige Kosten 
betreffen. 

 
7 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 

7.1 Der/die Zuwendungsempfänger/in verpflichten sich, während des 
Verpflichtungszeitraumes 

- die einschlägigen Grundanforderungen an die Betriebsführung und die GLÖZ-
Standards gemäß Titel III Kapitel I Abschnitt 2 der Verordnung (EU) 2021/2115, 

- die einschlägigen Grundanforderungen für den Einsatz von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln sowie sonstige einschlägige verpflichtende 
Anforderungen gemäß nationalem und Unionsrecht, 



- die Bedingungen für die Erhaltung der landwirtschaftlichen Fläche gemäß 
Artikel 4 Absatz 2Buchstabe b der Verordnung (EU) 2021/2115 

 zu beachten, die mit den Zuwendungsvoraussetzungen der jeweiligen Maßnahme in 
direktem Zusammenhang stehen (relevante Grundanforderungen). 

 
7.2 Verringert sich bei einer Maßnahme nach 6.1 aufgrund mangelnder Verfügbarkeit von 

Nutztieren seltener Rassen oder aus anderen von dem/der Zuwendungsempfänger/in 
nicht zu vertretenden Gründen in einem Verpflichtungsjahr die Anzahl der gehaltenen 
Nutztiere gegenüber der bewilligten Tierzahl, wird für die Berechnung der Zuwendung 
die durchschnittliche Anzahl der Tiere, für die die Zuwendung gewährt wird, während 
des Verpflichtungszeitraums zugrunde gelegt. In diesen Fällen wird auf die 
Rückzahlung von Zuwendungen verzichtet, die sich auf bis zu diesem Zeitpunkt 
erbrachten Leistungen beziehen. 

 
7.3 Entsprechend den europarechtlichen Transparenzvorschriften werden Einzelbeihilfen 

von mehr als 10.000 Euro an Unternehmen in der landwirtschaftlichen 
Primärproduktion auf der Website 
https://webgate.ec.europa.eu/competition/transparency/public/search/home/ der 
Europäischen Kommission veröffentlicht. Die Informationen betreffen Namen der 
einzelnen Beihilfenempfängerinnen und -empfänger, Art der Beihilfe und Betrag je 
Beihilfenempfänger und -empfängerin, Tag der Gewährung, Art des Unternehmens, 
Region sowie Hauptwirtschaftszweig, in dem die oder der Begünstigte tätig ist. 

 
8 Verfahren 
 

8.1 Bewilligungsbehörde ist das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa 
und Verbraucherschutz des Landes Schleswig-Holstein, Fleethörn 29-31, 24103 Kiel. 

 
8.2 Die Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger haben vor Beginn der 

Maßnahme einen schriftlichen Antrag zu stellen. Der Förderantrag muss mindestens 
die folgenden Angaben enthalten: Name des Antragstellers und Angaben zur Größe 
des Unternehmens, Beschreibung des Vorhabens oder der Tätigkeit, einschließlich 
Angaben zum Standort sowie zum Zeitpunkt des Beginns und zum Zeitpunkt des 
Abschlusses des Vorhabens, Angaben zur Höhe des für die Durchführung des 
Vorhabens bzw. der Tätigkeit benötigten Förderbetrags, Aufstellung der 
zuwendungsfähigen Kosten.  

 
8.3 Bei einer Maßnahme nach 6.2.1 ist dem Antrag ein aktueller Bestandsnachweis über 

die Anzahl der gehaltenen Zuchttiere und eine Bestätigung der jeweiligen 
Eintragungen im Zuchtbuch durch die zuständige Zuchtorganisation beizufügen. Für 
einen darüber hinaus beantragten Zuschuss für die Bereitstellung von Vatertieren für 
andere Züchter ist zusätzlich eine Auflistung der durchgeführten Belegungen unter 
Angabe der Herdbuchnummer und des Belegdatums als Nachweis vorzulegen. 

 Als Nachweis für die zuwendungsfähigen Kosten einer Maßnahme nach 6.2.2 sind für 
jeden Einzelfall Rechnungsbelege oder vergleichbare Zahlungsunterlagen vorzulegen. 
Einnahmen, die in diesem Zusammenhang generiert werden, sind anzugeben und mit 
den entstandenen Kosten zu verrechnen. 

 Als Nachweis für die zuwendungsfähigen Kosten einer Maßnahme nach 6.2.3 ist eine 
Auflistung der gewonnenen Zuchten mit Name und Anschrift des Züchters sowie mit 
Rasse und Anzahl der erworbenen Zuchttiere vorzulegen. 

 
8.4 Soweit durch die Bewilligungsbehörde kein gesondertes Antragsformular vorgegeben 

ist, soll für die Antragstellung grundsätzlich zur Verwaltungsvereinfachung das Muster 



der Anlage 5 gemäß VV Nummer 3 zu § 44 LHO verwendet werden. In Ausnahmefällen 
können Anträge auch formlos gestellt werden. Der Antrag ist spätestens bis zum 31. 
Dezember des jeweils vorangehenden Haushaltsjahres in einfacher Ausfertigung bei 
der Bewilligungsbehörde einzureichen. 

 Die Angaben im Antrag und in den sonstigen eingereichten Unterlagen sind 
subventionserheblich im Sinne der Strafvorschriften zum Subventionsbetrug (§ 264 
StGB)  und des Landessubventionsgesetzes. Ändern sich subventionserhebliche 
Tatsachen im Laufe der Subventionsgewährung, ist dies der Bewilligungsbehörde 
unverzüglich mitzuteilen. 

 
8.5 Die Bewilligungsbehörde entscheidet über den Antrag durch schriftlichen Bescheid. 

Die Zuwendung wird auf Antrag gezahlt. Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach 
Bestandskraft des Bescheides. Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die 
gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die 
Rückforderung der gewährten Zuwendungen gelten die VV zu § 44 der LHO Schleswig-
Holsteins, soweit nicht in dieser Richtlinie abweichende Bestimmungen zugelassen 
sind. 

 
8.6 Bei Zuwendungen an Dritte (ohne Kommunen) bis zu einer Höhe von 50.000 Euro 

gelten die in Anlage 3 zu VV Nummer 13.1 zu § 44 LHO dargestellten Erleichterungen. 
Bei Zuwendungen an Dritte (ohne Kommunen) mit überwiegend ehrenamtlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gelten die in Anlage 4 zu VV Nummer 13.2 zu § 44 
LHO dargestellten Erleichterungen. 

 
8.7 Mit der Antragstellung erhalten die Zuwendungsempfängerinnen oder -empfänger 

Hinweise zum Datenschutz gemäß Artikel 13 der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO) 
über die Verarbeitung ihrer Daten im Zusammenhang mit Gewährung von 
Zuwendungen nach diesen Richtlinien. 

 
8.8 Zuwendungen werden nur solchen Zuwendungsempfängerinnen oder -empfängern 

bewilligt, die - unabhängig von weitergehenden datenschutzrechtlichen Regelungen - 
in der Weitergabe von Unterlagen (z.B. Wirtschaftsplänen, Geschäftsberichten) sowie 
von persönlichen Daten (z.B. Name, Zuwendungshöhe, Auflagen) keine Verletzung 
schutzwürdiger Interessen im Sinne des Artikel 29 Landesverfassung sehen. 
Entsprechende Einverständniserklärungen der endbegünstigten Betriebe sind von den 
Zuwendungsempfängerinnen oder -empfängern einzuholen, soweit dies erforderlich 
ist. 

 
8.9 Der/die Zuwendungsempfänger/in ist verpflichtet, die sich auf die Zuwendung 

beziehenden Unterlagen für die Dauer von fünf Jahren nach Vorlage des letzten 
Auszahlungsantrages aufzubewahren. 

 
8.10 Der Bundes- und der Landesrechnungshof, das Finanzministerium und das Ministerium 

für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa und Verbraucherschutz des Landes 
Schleswig-Holstein haben das Recht, die Einhaltung der Bestimmungen durch 
Besichtigung an Ort und Stelle und durch Einsichtnahme in die Bücher, Belege und 
sonstigen Unterlagen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen und 
Auskünfte einzuholen. 

 



9 Inkrafttreten und Laufzeit 
 

Diese Richtlinie tritt nach beihilferechtlicher Genehmigung durch die EU-Kommission in Kraft 
und gilt für den Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis zum 30. Juni 2030. Im Fall von Änderungen 
der zugrundeliegenden Rechtsvorschriften, insbesondere der in dieser Richtlinie genannten 
EU-Verordnungen, werden die erforderlichen Anpassungen dieser Richtlinie vorgenommen. 


